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Kommunaler Musterantrag – Blackout-Notfallplan
Der Kreistag / die Gemeindevertretung / Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:
Der Kreisausschuss / Gemeindevorstand / Magistrat wird beauftragt:
1) einen Blackout-Notfallplan zur Folgenabmilderung für das Gebiet der Stadt/Gemeinde/Landkreis XXX zu erstellen. Erstellt werden soll ein Konzept zur Bewältigung der Folgen eines potenziellen Blackout-Ereignisses, also eines großflächigen systemumfassenden Stromausfalls. Dazu gehören insbesondere die Einrichtung eines handlungsfähigen Krisenstabs und entsprechende Vorbereitungen zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung sowie kritischer Infrastruktureinrichtungen und systemrelevanter Betriebe, z.B. des Gesundheitsbereichs oder der Wasserversorgung.
2) Die Bevölkerung soll in geeigneter Weise darüber aufgeklärt und sensibilisiert werden, welche Maßnahmen eigenverantwortlich zur Sicherstellung der eigenen Versorgung z.B. mit Lebensmitteln, Wasser und Medikamenten ergriffen werden sollten. 
3) Es ist ein Verzeichnis der einsatzbereiten Notstromaggregate der öffentlichen Einrichtungen zu erstellen und im Vorfeld zu planen, wie im Ernstfall die Versorgung der Notstromaggregate mit ausreichend Treibstoff sichergestellt wird. 
4) Auf Grundlage gewonnener Erkenntnisse aus Abfragen bei Betreibern kritischer Infrastrukturen, soll eine digitale Lage- und Übersichtskarte erarbeitet werden, um im Katastrophenfall effektiver agieren zu können.
5) Es sollten im Rahmen von Übungen die Kommunikation zwischen der Verwaltung der Gemeinde/Stadt/Landkreis XXX sowie den örtlichen Rettungskräften und anderen Behörden im Krisenfall eingeübt werden.

Begründung:
Ein länger andauernder, großflächiger Stromausfall hätte auch in unserer Kommune gravierende Folgen für Sicherheit, Versorgung und öffentliche Ordnung. Ohne vorherige Planung drohen bereits nach kurzer Zeit Engpässe bei Trinkwasser, medizinischer Versorgung, Kommunikation, Verkehr und bei der Arbeit von Rettungsdiensten und Verwaltung. Ein kommunaler Blackout‑Notfallplan stellt sicher, dass Zuständigkeiten, Abläufe und Kommunikationswege vorab geklärt sind, ein Krisenstab handlungsfähig ist und kritische Infrastrukturen – etwa Krankenhäuser, Pflegeeinrichtungen, Leitstellen und Wasserversorgung – priorisiert geschützt werden können. Die Erfassung und Sicherstellung der Notstromversorgung sowie ein aktuelles Lagebild erleichtern im Ernstfall schnelle, koordinierte Entscheidungen. Zugleich kann die Kommune durch Information und Sensibilisierung der Bevölkerung die Eigenvorsorge stärken, damit Bürgerinnen und Bürger für eine begrenzte Zeit selbstständig mit Wasser, Lebensmitteln und Medikamenten versorgt sind. Regelmäßige Übungen mit Verwaltung, Rettungskräften und weiteren Behörden helfen, die vorgesehenen Maßnahmen zu testen und Schwachstellen rechtzeitig zu erkennen. Insgesamt erhöht der beantragte Blackout‑Notfallplan die Krisenfestigkeit und Handlungsfähigkeit unserer Stadt/Gemeinde bzw. unseres Landkreises.​
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